
1 
 

  

 

Stellungnahme der Architektenkammer Nordrhein-Westfalen (AKNW) zum 

Gesetz zur Änderung des Klimaanpassungsgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf der Landesregierung (Drucksache 18/18827) 

 

Positionen 

 

• Klimaschutz und Klimaanpassung gemeinsam denken und Verbindlichkeiten 
schaffen 

• Blau-grüne Infrastruktur fördern und bestehende Grünstrukturen schützen  

• Städtebauliche und freiraumplanerische Baukultur im Kontext der Klimaanpassung 

stärken 

• Lokale Gegebenheiten anerkennen – Kommunale Planungshoheit wahren und 
stärken 

• Digitalisierung und Datennutzung als Schlüssel für wirksame Klimaanpassung 

• Personelle und finanzielle Ressourcen in den kommunalen Verwaltungen stärken 

 

Vorbemerkung 

Die Architektenkammer Nordrhein-Westfalen (AKNW) nimmt die Gelegenheit zur 

Stellungnahme im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zur Änderung des 

Klimaanpassungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Gesetzentwurf der Landesregierung, 

Drucksache 18/18827) gern wahr und möchte im Folgenden auf wesentliche Aspekte 

hinweisen. 

Die AKNW befürwortet den Gedanken einer Harmonisierung des Klimaanpassungsgesetzes 

NRW (KlAnG) mit dem später in Kraft getretenen Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG).  

Ziel sollte es sein, mit dem novellierten KlAnG Klimaschutz und Klimaanpassung miteinander 

verzahnt voranzutreiben, um ambitionierte Ziele erreichen zu können. Damit dies gelingt, 

müssen langfristige Planungssicherheit für alle am Bau Beteiligten aber auch Investoren 

geboten werden. Gleichzeitig bedarf es verbindlicher Maßnahmen einschließlich deren 

Finanzierung und einer konsequenten Umsetzung. Konkret vertritt die Architektenkammer-

Nordrhein Westfalen die folgenden Positionen hinsichtlich des Gesetzes zur Änderung des 

Klimaanpassungsgesetzes Nordrhein-Westfalen: 

Klimaschutz und Klimaanpassung gemeinsam denken und Verbindlichkeiten schaffen 

Bereits in ihrer Stellungnahme zum Gesetzentwurf der NRW-Landesregierung im Rahmen der 

Landtagsanhörung zum Entwurf des KlAnG (Drucksache 17/12977) im Jahr 2021 wies die 

AKNW darauf hin, dass Klimaschutz und Klimaanpassung vom Grundsatz her gemeinsam 

gedacht werden müssen. Die AKNW erachtet die Trennung und Zuständigkeit der Themen 

„Klimaschutz“ und „Klimaanpassung“ sowie deren Verortung in zwei verschiedenen Ministerien 

(Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie (MWIKE) sowie Ministerium für 

Umwelt, Naturschutz und Verkehr (MUNV) als nachteilig. 



2 
 

Die Ausweitung der Begriffsbestimmungen unter § 2 KlAnG wird seitens der AKNW begrüßt. 

Mit der Erweiterung des Zuständigkeitsbereiches durch die Formulierung „Träger öffentlicher 

Aufgaben“ werden nunmehr sowohl öffentlich-rechtlich als auch privatrechtlich organisierte 

Stellen adressiert, während bislang eine klare Definition ausschließlich öffentlicher Stellen 

unter § 2 (1) – Begriffsbestimmungen ersichtlich war. Die Klimaanpassung wird damit als 

querschnittliche Gesamtaufgabe breiter verankert, und verlagert sich in der Umsetzung auf 

alle Akteure, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen. Damit wird Klimaanpassung zu einer 

gemeinschaftlichen Hoheitsaufgabe, für deren erfolgreiche Umsetzung der von der 

Architektenkammer NRW vertretene Berufsstand der Architektinnen und Architekten, den 

Innenarchitektinnen und Innenarchitekten, Landschaftsarchitektinnen und Landschafts-

architekten sowie Stadtplanerinnen und Stadtplanern von besonderer Bedeutung ist.  

Zu § 3 – Klimaanpassungsziele merkte die AKNW in ihrer Stellungnahme aus dem Jahr 2021 

bereits an, dass sie den Hinweis, Klimaanpassung als einen Beitrag zur sozialen Gerechtigkeit 

zu sehen, unterstützt. Positiv anzumerken ist, dass § 3 um weitere Schutzziele im Sinne der 

sozialen Gerechtigkeit ergänzt wurde. In der Begründung aufgeführt sind hier sowohl die 

Minderung bestehender sozialer Ungleichheiten als auch die konkrete Erwähnung 

schutzbedürftiger Menschen wie Kinder und Jugendliche, älterer Personen etc. 

Die AKNW begrüßt dies insbesondere, da auch die EU-Gebäuderichtlinie (EPBD) konkret den 

Schutz vulnerabler Gruppen angeführt hat und auf diesem Wege der verbindliche politische 

Rahmen umgesetzt werden kann.  

Blau-grüne Infrastruktur fördern und bestehende Grünstrukturen schützen 

Die AKNW begrüßt die Überführung der Begrifflichkeit „Grüne Infrastruktur“ in „Blau-grüne 

Infrastruktur“, da damit das Zusammenspiel terrestrischer und aquatischer Ökosysteme 

umfassender und fachlich präziser abgebildet wird. Im Gesetzesentwurf wurde diese 

Anpassung in § 2 (3) - Begriffsbestimmungen KlAnG berücksichtigt und auch im weiteren 

Verlauf (vgl. § 4(5) - Umsetzung der Klimaanpassungsziele durch die Landesregierung) 

inkludiert. Die AKNW regt darüber hinaus an, konkrete Erläuterungen zur blau-grünen 

Infrastruktur – insbesondere im Kontext der Anforderungen an die Nachverdichtung im 

urbanen Raum – nicht ausschließlich in der Begründung, sondern auch im Gesetzestext selbst 

zu verankern.  

Die dreifache Innenentwicklung bildet eine Schnittstelle zwischen Städtebau, Freiraumplanung 

und Mobilitätswende einerseits und Klimaschutz und Klimaanpassung andererseits. Das 

Prinzip „Innen vor Außen“ ist in diesem Zusammenhang von besonderer Bedeutung, da es im 

Sinne einer klimagerechten Stadtentwicklung dazu beiträgt, wertvolle Grün- und Freiflächen 

zu erhalten, auch wenn Nachverdichtungen insbesondere in Ballungsräumen vielfach 

unumgänglich sind. Dies setzt ein fachübergreifendes interdisziplinäres Handeln voraus. 

Urbane Grünflächen sind wichtig für die Erholung und haben ökologische Funktionen. 

Flächenreserven sollten nicht nur baulich, sondern auch im Hinblick auf blau-grüne 

Infrastruktur entwickelt werden. Ihre Umsetzung wird von der Architektenkammer NRW als 

unabdingbar betrachtet. Daher empfiehlt die AKNW mindestens in der Begründung des 

Gesetzes auf diese Strategie zu verweisen, besser noch im Gesetzestext selbst (vgl. § 3 – 

Klimaanpassungsziele). In diesem Kontext ist ausdrücklich auch die Landschaftsplanung als 

Träger öffentlicher Aufgaben beziehungsweise als zentrales Planungsinstrument zu 

berücksichtigen.  
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Um die in § 4 Absatz 5 KlAnG - § 5 Klimaanpassung durch andere Träger öffentlicher 

Aufgaben, Verordnungsermächtigung genannten Synergien zwischen Klimaanpassung, 

Biodiversität und Naturschutz wirksam zu erschließen, empfiehlt die AKNW, in § 4 konkrete 

Vorgaben zur systematischen Einbindung landschaftsplanerischer Instrumente – etwa von 

Landschaftsrahmenplänen oder Landschaftsplänen – zu verankern. Die AKNW spricht sich 

konkret für die Verankerung des Freiflächengestaltungsplans als Bauvorlage in der 

Bauordnung des Landes Nordrhein-Westfalen aus. Mit diesem ergänzenden 

Planungsinstrument könnte die ganzheitliche Betrachtung der Freiraumplanung mit 

baurechtlichen Normen und Vorschriften verbunden werden. Ziele sind die Verschlankung des 

Genehmigungsverfahrens, die Erhöhung von Zeit- und Kosteneffizienz im Planungsverfahren 

sowie die Schaffung qualitativ hochwertiger Freiräume. 

Bezogen auf § 6 KlAnG § 6 - Berücksichtigungsgebot und dessen Begründung erlaubt sich 

die Architektenkammer NRW anzumerken, dass Klimaanpassungsmaßnahmen nicht nur als 

zukünftige Aufgabe betrachtet werden dürfen, sondern dass ebenso bereits vorhandene Grün-

Strukturen schützenswert sind. Als eine Art Sofortmaßnahme, aber auch im Sinne der 

Generationengerechtigkeit, empfiehlt sich die Implementierung eines 

"Verschlechterungsgebots" im Gesetz. Das bedeutet, dass bestehende qualitativ hochwertige 

Flächen und Maßnahmen geschützt werden. Hierbei sind beispielhaft Freiluftschneisen, Dach- 

und Fassadenbegrünungen – gegebenenfalls in Verbindung mit PV-Elementen – oder 

funktionierende, innerstädtische Grün- und Retentionsflächen gemeint. 

Städtebauliche und freiraumplanerische Baukultur im Kontext der Klimaanpassung 
stärken 

Die AKNW regt an, die Bedeutung von Baukultur und Gestaltung im Zusammenspiel mit 

Maßnahmen der Klimaanpassung stärker im Gesetz beziehungsweise in dessen Begründung 

zu verankern. 

Aus Sicht der Architektenkammer Nordrhein-Westfalen ist Klimaanpassung nicht 

ausschließlich als technische oder infrastrukturelle Aufgabe zu verstehen. Vielmehr müssen 

funktionale Anforderungen mit baukultureller Qualität und gestalterischem Anspruch 

verbunden werden. 

Klimaanpassung darf nicht zu einem rein funktionalen Umbau führen, sondern muss die 

Identität und gestalterische Qualität unserer Städte und Gemeinden sichern und stärken. Der 

Erhalt und die Weiterentwicklung baukultureller Werte sind ausdrücklich mitzudenken. 

Hochwertig gestaltete, klimaangepasste Räume leisten einen wichtigen Beitrag zur Belebung 

von Innenstädten und Quartieren. 

Lokale Gegebenheiten anerkennen – Kommunale Planungshoheit wahren und stärken 

Die Architektenkammer Nordrhein-Westfalen spricht sich grundsätzlich für mehr 

Verbindlichkeit aus, um die Realisierung von Klimaanpassungszielen zu gewährleisten. Die 

vorgesehene Ermächtigung der Landesregierung, künftig die öffentlichen Stellen festzulegen, 

die für die Gebiete der Gemeinden und Kreise Klimaanpassungskonzepte erarbeiten, sowie 

verbindliche Anforderungen an diese Konzepte zu definieren statt unverbindlicher 

Empfehlungen, wird daher begrüßt. Ziel ist es, Klimaanpassungskonzepte perspektivisch 

flächendeckend in NRW zu etablieren und anzuwenden. (vgl. § 5 KlAnG - Klimaanpassung 

durch andere Träger öffentlicher Aufgaben, Verordnungsermächtigung). 
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Die AKNW weist darauf hin, dass der Handlungsspielraum für Kommunen bestehen bleiben 

muss. Aus diesem Grund setzt die AKNW sich dafür ein, die Planungshoheit der Kommunen, 

auch bezogen auf die Übernahme von Klimaanpassungsmaßnahmen in Bauleitverfahren, zu 

stärken. Grundlage ist das Vertrauen in die kommunale Planungshoheit, die eine an lokalen 

Gegebenheiten orientierte Einbindung in die Gesamtplanung erlaubt – bei Bedarf auch in 

interkommunaler Abstimmung und Zusammenarbeit. Ein Großteil der Entscheidungen, die die 

Klimaanpassung betreffen, wird auf kommunaler Ebene getroffen. Über Planungsvorgaben 

kann damit auch die private Bauherrschaft in die Pflicht genommen werden.  

Hinsichtlich neu zu erstellender Klimaanpassungskonzepte befürwortet die AKNW eine 

verpflichtende Integration der Landschaftsplanung, um parallele Planungsprozesse zu 

unterbinden.  

Darüber hinaus ist es wichtig, dass bereits bestehende Klimaanpassungskonzepte seitens des 

Landes anerkannt werden, um den begonnenen Pfad weiterzuverfolgen, keinesfalls aber für 

diese Kommunen durch die Novellierung des KlAnG eine erneute Konzeptaufstellung 

erforderlich wird. Wenngleich dies in der Begründung zu § 5 (3) KlAnG aufgenommen wurde, 

plädiert die AKNW an dieser Stelle für eine unmittelbare Darstellung im vorgenannten 

Paragrafen.  

Digitalisierung und Datennutzung als Schlüssel für wirksame Klimaanpassung 

Die AKNW sieht in der Digitalisierung einen zentralen Hebel zur Umsetzung von 

Klimaanpassungsmaßnahmen. Neben der bereits angestoßenen Digitalisierung von 

Planungs- und Genehmigungsverfahren kommt der Verfügbarkeit und Nutzung von Daten eine 

zunehmend wichtige Rolle zu. 

Klimaanpassung erfordert die systematische Integration von Geodaten, Klimarisikoanalysen 

sowie geeigneten Monitoringinstrumenten. Digitale Planungsgrundlagen, etwa in Form von 

Geodatenplattformen oder digitalen Modellen, können dazu beitragen, Maßnahmen 

zielgerichteter, effizienter und nachvollziehbarer zu entwickeln. 

Die bestehenden Angebote des Landes, beispielsweise der Klimaatlas NRW sowie die Daten- 

und Beratungsleistungen des LANUK (Landesamt für Natur, Umwelt und Klima NRW), sind 

eine hilfreiche Grundlage. Diese sollten aus Sicht des Berufsstandes im Sinne offener, 

standardisierter und nutzerfreundlicher Datenplattformen weiterentwickelt und stärker 

miteinander verknüpft werden. 

Zugleich bleibt die konsequente Digitalisierung der Planungs- und Genehmigungsverfahren 

ein wesentlicher Baustein. Eine durchgängig digitale und medienbruchfreie Abwicklung kann 

Verfahren beschleunigen, Transparenz schaffen und die interdisziplinäre Zusammenarbeit 

erleichtern. Hierfür ist eine flächendeckende digitale Anbindung der Behörden erforderlich. 

Die AKNW regt an, die Digitalisierung sowohl als Instrument der Verfahrensbeschleunigung 

als auch als Grundlage datenbasierter Planung stärker im Kontext der Klimaanpassung zu 

berücksichtigen. 

Personelle und finanzielle Ressourcen in den kommunalen Verwaltungen stärken 

Mit der im Gesetzentwurf vorgesehenen stärkeren Verbindlichkeit der Klimaanpassung – 

insbesondere durch verpflichtende Klimaanpassungskonzepte (§ 5 KlAnG) und die damit 

einhergehende fortschreitende Digitalisierung – steigen die Anforderungen an die 

kommunalen Verwaltungen. 
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Die Umsetzung eines klimagerechten Stadtumbaus erfordert interdisziplinäre Kompetenzen 

entlang von Stadtplanung, Architektur, Innenarchitektur und Landschaftsarchitektur. Diese 

Anforderungen können angesichts des bestehenden Fachkräftemangels vielfach nicht 

ausreichend erfüllt werden, insbesondere in kleineren Kommunen.  

Die AKNW sieht daher eine deutliche Stärkung der Umsetzungskapazitäten als zentrale 

Voraussetzung für die Wirksamkeit des Gesetzes. Erforderlich sind insbesondere der Ausbau 

qualifizierten Personals in den Verwaltungen, gezielte Aus- und Fortbildungen sowie der 

Ausbau von Unterstützungs- und Beratungsstrukturen (z. B. durch das LANUK). 

Nur wenn die gesteigerte Verbindlichkeit mit entsprechend ausgestatteten personellen und 

finanziellen Strukturen hinterlegt wird, kann eine wirksame und flächendeckende 

Klimaanpassung erreicht werden. 

 

Über uns 

Die Architektenkammer Nordrhein-Westfalen (AKNW) vertritt rund 33.000 
freischaffend, angestellt und beamtet tätige Architektinnen und Architekten, 
Innenarchitekten, Landschaftsarchitektinnen sowie Stadtplanerinnen und Stadtplaner 
sowie 1800 Junior-Mitglieder. Aufgabe der AKNW ist es u.a., die Baukultur, die 
Baukunst, das Bauwesen, das barrierefreie Bauen, den Städtebau und die 
Landschaftspflege unter Beachtung des Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen 
in Nordrhein-Westfalen zu fördern. Die Mitglieder der AKNW verantworten die 
gestaltende, technische und wirtschaftliche Planung städtischer Strukturen, von 
Freiräumen und von Bauwerken. Sie planen, lenken, organisieren und überwachen. 
Zur Anwendung kommen die Instrumente des öffentlichen Rechtes aus Antragstellung 
und Genehmigung.  

Zu den zentralen Aufgaben des Berufsstandes gehört die Planung, Gestaltung und 
Organisation von Gebäuden, Freiräumen, Städten und Gemeinden. Der Berufsstand 
schafft damit die Voraussetzung für eine lebenswerte und lebendige Heimat. Eine 
besondere Rolle kommt dabei dem Wohnungsbau in allen Preissegmenten zu.  

Architektinnen und Architekten aller Fachrichtungen sowie Stadtplanerinnen und 
Stadtplaner arbeiten seit jeher nach dem Prinzip der Nachhaltigkeit. Ökoklogische und 
energieeffiziente Bauweisen betrachtet der Berufsstand nicht nur als berufspolitische 
Aufgabe, sondern auch als eine gesellschaftliche Herausforderung - und als Ausdruck 
baukultureller Entwicklung.  

In allen Fragen der Stadt- und Regionalentwicklung, in den Strategien zur 
Klimaanpassung und den für unsere Lebensräume relevanten gestalterischen 
Aufgaben des Planens und Bauens stellt sich die AKNW gerne als Plattform zum 
Austausch mit Politik, Verwaltungen, Verbänden und anderen Institutionen zur 
Verfügung.  

 

Düsseldorf, den 7. Juli 2026 

 


